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I. ABSCHNITT 

Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 
Ziele und Geltungsbereich 

  (1) Ziel dieses Landesgesetzes ist es, im Sinn des Art. 9 Oö. L-VG einen 
Beitrag zum Schutz der natürlichen Umwelt als Lebensgrundlage des Menschen, 
der Tiere und Pflanzen vor schädlichen Einwirkungen (Umweltschutz) zu 
leisten. Wesentliche Bedeutung kommen in diesem Zusammenhang der 
Information der Öffentlichkeit über die Umwelt zu, insbesondere durch  
1. Gewährleistung des Rechts auf freien Zugang zu den bei den 
informationspflichtigen Stellen vorhandenen oder für diese bereitgehaltenen 
Umweltinformationen; 
2. Förderung der systematischen und umfassenden Verfügbarkeit und Verbrei-
tung von Umweltinformationen. Zu diesem Zweck werden nach Maßgabe 
vorhandener Mittel bevorzugt elektronische Kommunikationsmittel eingesetzt. 
 
  (1a) Besonderes Ziel des IV. Abschnitts dieses Landesgesetzes ist die integrier-
te Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung infolge der im 
Abs. 2a genannten Tätigkeiten durch Emissionen in Luft, Wasser und Boden 
und die Abfallvermeidung. Wesentliche Bedeutung kommt in diesem Zusam-
menhang der Aufgabe zu, schädlichen Auswirkungen von Umgebungslärm im 
Freien, dem Menschen durch Aktivitäten auf Geländen für industrielle Tätig-
keiten ausgesetzt sind, auf die menschliche Gesundheit sowie unzumutbaren 
Belästigungen durch diesen Umgebungslärm vorzubeugen oder entgegenzu-
wirken. 
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(1b) Besonderes Ziel des V. Abschnitts dieses Landesgesetzes ist die Verhütung 
schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen sowie die Begrenzung der 
Unfallfolgen für Mensch und Umwelt im Zusammenhang mit Betrieben, in 
denen gefährliche Stoffe in den in diesem Landesgesetz geregelten Mengen 
vorhanden sind. 
 
  (2) Bei der Vollziehung dieses Landesgesetzes sind insbesondere anzustreben 
1. die Vermeidung von Abfällen, 
2. die Beseitigung und Verwertung von Abfällen an geeigneten Standorten 

durch geeignete Methoden, 
3. die Vermeidung und Bekämpfung der Luftverschmutzung, 
4. die Vermeidung und Bekämpfung des Lärms, 
5. die Pflege der biologischen Umwelt, 
6. die Vermeidung und Bekämpfung von Verunreinigungen des Bodens und der 

Gewässer. 
 
  (2a) Der IV. Abschnitt dieses Landesgesetzes gilt für: 
1. Feuerungsanlagen oder Gasturbinen mit einer Feuerungswärmeleistung von 

50 MW oder mehr; 
2. Anlagen zum Schlachten von Tieren mit einer Schlachtkapazität (Tierkörper) 

von mehr als 50 t/d; 
3. Anlagen zur Behandlung und Verarbeitung von Milch mit einer eingehenden 

Milchmenge (Jahresdurchschnitt) von mehr als 200 t/d; 
4. Anlagen zur Beseitigung oder Verwertung von Tierkörpern oder tierischen 

Abfällen mit einer Verarbeitungskapazität von mehr als 10 t/d; 
5. Anlagen zur Intensivhaltung oder -aufzucht von Geflügel mit mehr als 40.000 

Plätzen; 
6. Anlagen zur Intensivhaltung oder -aufzucht von Schweinen mit mehr als 

2.000 Plätzen für Mastschweine (Schweine über 30 kg) oder 750 Plätzen für 
Säue; 

7. sonstige Anlagen, die in der Anlage 3 zur Gewerbeordnung 1994 
(GewO 1994), BGBl.Nr. 194/1994, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 
I Nr. 125/2013, angeführt sind und nicht gewerblich betrieben werden. 

 
  (2b) Der Va. Abschnitt gilt für Anlagen nach Abs. 2a sowie sonstige ortsfeste 
technische Einheiten, in denen Tätigkeiten durchgeführt werden, die Auswir-
kungen auf die Emissionen und die Umweltverschmutzung haben können. 
 
  (3) Soweit durch Bestimmungen dieses Landesgesetzes der Zuständigkeits-
bereich des Bundes berührt wird, sind sie so auszulegen, dass sich keine über die 
Zuständigkeit des Landes hinausgehende Wirkung ergibt. Der IV., V., Va. und 
VI. Abschnitt dieses Landesgesetzes gilt jedenfalls nicht für Anlagen (§ 1a 
Abs. 2 Z 4) und Betriebe (§ 1a Abs. 3 Z 2), die der Gewerbeordnung 1994 
(GewO 1994), BGBl. Nr. 194/1994, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 125/2013, dem Abfallwirtschaftsgesetz 2002 (AWG 2002), BGBl. I 
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Nr. 102/2002, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 103/2013, dem 
Mineralrohstoffgesetz (MinroG), BGBl. I Nr. 38/1999, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 129/2013, oder dem Emissionsschutzgesetz für 
Kesselanlagen, EG-K 2013, BGBl. I Nr. 127/2013, unterliegen. 
   
  (4) Soweit in diesem Landesgesetz personenbezogene Begriffe verwendet 
werden, kommt ihnen keine geschlechtsspezifische Bedeutung zu. Sie sind bei 
der Anwendung auf bestimmte Personen in der jeweils geschlechtsspezifischen 
Form zu verwenden. 
 

§ 1a 
Begriffe 

  (1) Im Sinn des V. und des Va. Abschnitts dieses Landesgesetzes bedeutet: 
Stand der Technik: der auf den einschlägigen wissenschaftlichen 
Erkenntnissen beruhende Entwicklungsstand fortschrittlicher technologischer 
Verfahren, Einrichtungen, Bau- oder Betriebsweisen, deren Funktionstüchtigkeit 
erprobt und erwiesen ist. Bei der Bestimmung des Standes der Technik sind 
insbesondere vergleichbare Verfahren, Einrichtungen, Bau- oder Betriebsweisen 
heranzuziehen und ist die Verhältnismäßigkeit zwischen dem Aufwand für die 
in der jeweiligen Tätigkeitskategorie erforderlichen technischen Maßnahmen 
und dem dadurch bewirkten Nutzen für die jeweils zu schützenden Interessen zu 
berücksichtigen. 
 
(2) Im Sinn des IV. Abschnitts dieses Landesgesetzes bedeutet: 
1. Betreiberin bzw. Betreiber: jede natürliche oder juristische Person, die die 

Anlage vollständig oder teilweise betreibt oder besitzt oder der die 
ausschlaggebende wirtschaftliche Verfügungsmacht über deren technischen 
Betrieb übertragen worden ist; 

2. Stoff: chemische Elemente und ihre Verbindungen, ausgenommen 
radioaktive Stoffe gemäß Art. 1 der Richtlinie 96/29/Euratom des Rates vom 
13. Mai 1996, genetisch veränderte Mikroorganismen gemäß Art. 2 
Buchstabe b der Richtlinie 2009/41/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 6. Mai 2009 und genetisch veränderte Organismen gemäß Art. 2 
Abs. 2 der Richtlinie 2001/18/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 12. März 2001; 

3. Umweltverschmutzung: die durch menschliche Tätigkeiten direkt oder 
indirekt bewirkte Freisetzung von Stoffen, Erschütterungen, Wärme oder 
Lärm in Luft, Wasser oder Boden, die der menschlichen Gesundheit oder der 
Umweltqualität schaden oder zu einer Schädigung von Sachwerten bzw. zu 
einer Beeinträchtigung oder Störung von Annehmlichkeiten und anderen 
legitimen Nutzungen der Umwelt führen können; 

4. Anlage (IPPC-Anlage): eine ortsfeste technische Einheit, in der eine oder 
mehrere der im § 1 Abs. 2a genannten Tätigkeiten sowie andere unmittelbar 
damit verbundene Tätigkeiten am selben Standort durchgeführt werden, die 
mit den im § 1 Abs. 2a genannten Tätigkeiten in einem technischen 
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Zusammenhang stehen und die Auswirkungen auf die Emissionen und die 
Umweltverschmutzung haben können; 

5. Emission: die von Punktquellen oder diffusen Quellen der Anlage 
ausgehende direkte oder indirekte Freisetzung von Stoffen, Erschütterungen, 
Wärme oder Lärm in die Luft, das Wasser oder den Boden; 

6. Änderung: eine Änderung der Beschaffenheit oder der Funktionsweise oder 
eine Erweiterung der Anlage, die Auswirkungen auf die Umwelt haben kann; 

7. Wesentliche Änderung: eine Änderung der Beschaffenheit oder der 
Funktionsweise oder eine Erweiterung der Anlage, die erhebliche nachteilige 
Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit oder die Umwelt haben kann; 
als wesentliche Änderung gilt jedenfalls eine Änderung, die für sich 
genommen einen im § 1 Abs. 2a festgelegten Schwellenwert erreicht; 

8. Nachbarn:  alle  Personen,  die  durch  die  Errichtung,  den  Bestand  oder  den  
Betrieb einer Anlage gefährdet oder belästigt oder deren Eigentum oder 
sonstige dingliche Rechte gefährdet werden könnten. Als Nachbarn gelten 
nicht Personen, die sich vorübergehend in der Nähe der Anlage aufhalten und 
nicht im Sinn des vorherigen Satzes dinglich berechtigt sind. Als Nachbarn 
gelten jedoch die Inhaber von Einrichtungen, in denen sich, wie etwa in 
Beherbergungsbetrieben, Krankenanstalten und Heimen, regelmäßig 
Personen vorübergehend aufhalten, hinsichtlich des Schutzes dieser 
Personen, und die Erhalter von Schulen hinsichtlich des Schutzes der 
Schüler, der Lehrer und der sonst in Schulen ständig beschäftigten Personen; 

9. Emissionsgrenzwert: die im Verhältnis zu bestimmten spezifischen 
Parametern ausgedrückte Masse, die Konzentration und/oder das Niveau 
einer Emission, die in einem oder mehreren Zeiträumen nicht überschritten 
werden dürfen; die Emissionsgrenzwerte für Schadstoffe gelten an dem 
Punkt, an dem die Emissionen die Anlage verlassen, wobei eine etwaige 
Verdünnung vor diesem Punkt bei der Festsetzung der Grenzwerte nicht 
berücksichtigt wird; 

10. Umgebungslärm: jene zu unzumutbaren Belastungen beitragenden 
Geräusche im Freien, die von menschlichen Aktivitäten verursacht werden 
und von Geländen für industrielle Tätigkeiten ausgehen. Lärm, der von 
betroffenen Personen selbst verursacht wird, sowie Lärm innerhalb von 
Wohnungen, Nachbarschaftslärm, Lärm am Arbeitsplatz, in Verkehrsmitteln 
oder Lärm, der auf militärische Tätigkeiten in militärischen Gebieten 
zurückzuführen ist, ist kein Umgebungslärm; 

11. Lärmindizes 
- „Lden“ (Tag-Abend-Nacht-Lärmindex) für die allgemeine Belastung, 
- „Lday“ (Taglärmindex) für die Belastung während des Tages, 
- „Levening“ (Abendlärmindex) für die Belastung während des Abends und 
- „Lnight“ (Nachtlärmindex) für die Belastung in der Nacht: 
bezeichnen die gemittelte Lärmbelastung für die genannten 
Tageszeitabschnitte in Dezibel (dB), unter Bezugnahme auf einschlägige 
Normen oder Bewertungsmethoden; diese Bewertungsmethoden werden 
durch Verordnung gemäß § 38f festgelegt; 
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12. Ballungsraum Linz: die Gemeindegebiete von Linz und Traun; 
13. Ruhige Gebiete: Gebiete, die auf Grund ihrer jeweiligen Ausweisung einen 

besonderen Schutzanspruch in Bezug auf Umgebungslärm, der gegebenen-
falls mit einem geeigneten Lärmindex im Zusammenhang steht, aufweisen; 

14. Gelände für industrielle Tätigkeiten: Gelände von Anlagen im Sinn des § 1 
Abs. 2a; 

15. Strategische Teil-Umgebungslärmkarte: Karte zur Gesamtbewertung der 
auf die Lärmquellen gemäß § 38a zurückzuführenden Lärmbelastung in 
einem bestimmten Gebiet oder zur Gesamtprognose für ein solches Gebiet; 
unter Darstellung von Informationen über die aktuelle oder voraussichtliche 
Umgebungslärmsituation anhand eines Lärmindexes mit der Beschreibung 
der Überschreitung der einschlägigen Schwellenwerte, der Anzahl der 
betroffenen Personen in einem bestimmten Gebiet und der Anzahl der 
Wohnungen, die in einem bestimmten Gebiet bestimmten Werten eines 
Lärmindexes ausgesetzt sind; 

16. Schwellenwerte für die Aktionsplanung: jene Werte, getrennt nach 
Schallquelle und Lärmindex, bei deren Überschreitung Maßnahmen in den 
Teil-Aktionsplänen, insbesondere nach Maßgabe dieses Landesgesetzes, in 
Erwägung zu ziehen oder einzuführen sind; diese Werte werden durch 
Verordnung gemäß § 38f festgelegt; 

17. Grenzwerte für Umgebungslärm: die in den Verwaltungsvorschriften 
festgelegten Werte für Lärmimmissionen im Bezug auf Aktivitäten auf 
Geländen für industrielle Tätigkeiten; 

18. Teil-Aktionsplan: Plan zur Regelung von Problemen und von 
Auswirkungen von Umgebungslärm, erforderlichenfalls einschließlich der 
Lärmminderung, gegebenenfalls auch für Maßnahmen zum Schutz ruhiger 
Gebiete; 

19. Beste verfügbare Techniken (BVT): der effizienteste und fortschrittlichste 
Entwicklungsstand der Tätigkeiten und entsprechenden Betriebsmethoden, 
der bestimmte Techniken als praktisch geeignet erscheinen lässt, als 
Grundlage für die Emissionsgrenzwerte und sonstige Genehmigungsauflagen 
zu dienen, um Emissionen in und Auswirkungen auf die gesamte Umwelt zu 
vermeiden oder, wenn dies nicht möglich ist, zu vermindern: 

 a)Techniken:  sowohl  die  angewandte  Technologie  als  auch  die  Art  und  
Weise, wie die Anlage geplant, gebaut, gewartet, betrieben und stillgelegt 
wird; 

 b)Verfügbare Techniken: die Techniken, die in einem Maßstab entwickelt 
sind, der unter Berücksichtigung des Kosten/Nutzen-Verhältnisses die 
Anwendung unter in dem betreffenden industriellen Sektor wirtschaftlich und 
technisch vertretbaren Verhältnissen ermöglicht, gleich, ob diese Techniken 
in Österreich verwendet oder hergestellt werden, sofern sie zu vertretbaren 
Bedingungen für den Betreiber zugänglich sind; 

 c)Beste: die Techniken, die am wirksamsten zur Erreichung eines allgemein 
hohen Schutzniveaus für die Umwelt insgesamt sind; 
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20. BVT-Merkblatt: ein aus dem gemäß Art. 13 der Richtlinie 2010/75/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über 
Industrieemissionen (integrierte Vermeidung und Verminderung der 
Umweltverschmutzung), ABl. Nr. L 334 vom 17.12.2010, S 17, organisierten 
Informationsaustausch hervorgehendes Dokument, das für bestimmte 
Tätigkeiten erstellt wird und insbesondere die angewandten Techniken, die 
derzeitigen Emissions- und Verbrauchswerte, die für die Festlegung der 
besten verfügbaren Techniken sowie der BVT-Schlussfolgerungen 
berücksichtigten Techniken sowie alle Zukunftstechniken beschreibt, wobei 
den Kriterien im Anhang 3 besonders Rechnung getragen wird; 

21. BVT-Schlussfolgerungen:  ein  Dokument,  das  die  Teile  eines  BVT-
Merkblatts mit den Schlussfolgerungen zu den besten verfügbaren 
Techniken, ihrer Beschreibung, Informationen zur Bewertung ihrer 
Anwendbarkeit, den mit den besten verfügbaren Techniken assoziierten 
Emissionswerten, den dazugehörigen Überwachungsmaßnahmen, den 
dazugehörigen Verbrauchswerten sowie gegebenenfalls einschlägigen 
Standortsanierungsmaßnahmen enthält; 

22. Mit den besten verfügbaren Techniken assoziierte Emissionswerte: der 
Bereich von Emissionswerten, die unter normalen Betriebsbedingungen unter 
Verwendung einer besten verfügbaren Technik oder einer Kombination von 
besten verfügbaren Techniken entsprechend der Beschreibung in den BVT-
Schlussfolgerungen erzielt werden, ausgedrückt als Mittelwert für einen 
vorgegebenen Zeitraum unter spezifischen Referenzbedingungen; 

23. Zukunftstechnik: eine neue Technik für eine industrielle Tätigkeit, die bei 
gewerblicher Nutzung entweder ein höheres allgemeines Umweltschutz-
niveau oder zumindest das gleiche Umweltschutzniveau und größere 
Kostenersparnisse bieten könnte als bestehende beste verfügbare Techniken; 

24. Gefährliche Stoffe: Stoffe oder Gemische gemäß Art. 3 der Verordnung 
(EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Dezember 2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung 
von Stoffen und Gemischen, ABl. Nr. L 353 vom 31.12.2008, S 1; 

25. Bericht über den Ausgangszustand: Informationen über den Stand der 
Verschmutzung des Bodens durch die relevanten gefährlichen Stoffe; 

26. Boden: die oberste Schicht der Erdkruste, die sich zwischen dem 
Grundgestein und der Oberfläche befindet. Der Boden besteht aus 
Mineralpartikeln, organischem Material, Wasser, Luft und lebenden 
Organismen; 

27. Umweltinspektionen: alle Maßnahmen, einschließlich Besichtigungen vor 
Ort, Überwachung der Emissionen und Überprüfung interner Berichte und 
Folgedokumente, Überprüfung der Eigenkontrolle, Prüfung der angewandten 
Techniken und der Eignung des Umweltmanagements der Anlage, die von 
der Behörde oder in ihrem Namen zur Prüfung und Förderung der Einhaltung 
des Genehmigungskonsenses durch die Anlagen und gegebenenfalls zur 
Überwachung ihrer Auswirkungen auf die Umwelt getroffen werden; 
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28. Geflügel: Hühner, Truthühner, Perlhühner, Enten, Gänse, Wachteln, Tauben, 
Fasane und Rebhühner, die für die Zucht, die Erzeugung von Fleisch oder 
Konsumeiern oder die Aufstockung von Wildbeständen in Gefangenschaft 
aufgezogen oder gehalten werden; 

29. Betroffene Öffentlichkeit: die von einer Entscheidung über die Erteilung 
oder Aktualisierung einer Genehmigung oder von Genehmigungsauflagen 
betroffene oder wahrscheinlich betroffene Öffentlichkeit (natürliche oder 
juristische Personen) oder die Öffentlichkeit (natürliche oder juristische 
Personen) mit einem Interesse daran; im Sinn dieser Begriffsbestimmung 
haben Umweltorganisationen gemäß § 30 Z 6 und 7 ein Interesse. 

 
   (3) Die in den BVT-Merkblättern enthaltenen BVT-Schlussfolgerungen sind 
als Referenzdokumente für die Genehmigung, die wesentliche Änderung und die 
Anpassung (§ 34) von Anlagen mit dem Tag der Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Europäischen Union anzuwenden. Bis zum Vorliegen von BVT-
Schlussfolgerungen im Sinn des ersten Satzes gelten - mit Ausnahme der 
Festlegung von Emissionsgrenzwerten gemäß § 27a Abs. 1 und 2 – 
Schlussfolgerungen zu den besten verfügbaren Techniken aus BVT-
Merkblättern, die von der Europäischen Union vor dem 6. Jänner 2011 
angenommen worden sind, als Referenzdokumente für die Genehmigung oder 
die wesentliche Änderung von Anlagen. 

 
  (4) Im Sinn des V. Abschnitts dieses Landesgesetzes bedeutet: 
1. Vorhandensein von gefährlichen Stoffen: das in einem Betrieb technisch 

mögliche Vorhandensein eines gefährlichen Stoffes oder das in einem Betrieb 
bei einem außer Kontrolle geratenen industriell-chemischen Produktions-
verfahren mögliche Entstehen eines gefährlichen Stoffes, jeweils in einem 
mindestens die im Anhang 2 festgelegten Mengenschwellen erreichenden 
Ausmaß; 

2. Betrieb: der gesamte unter der Aufsicht eines Betriebsinhabers (Z. 3) stehende 
Bereich, in dem gefährliche Stoffe in einer oder in mehreren technischen 
Einheiten des Betriebs einschließlich gemeinsamer oder verbundener 
Infrastrukturen und Tätigkeiten vorhanden sind; 

3. Inhaber eines Betriebs (Betriebsinhaber): jede natürliche oder juristische 
Person, die den Betrieb besitzt oder betreibt oder der die ausschlaggebende 
wirtschaftliche Verfügungsmacht über den technischen Betrieb des Betriebs 
übertragen worden ist; 

4. Gefährliche Stoffe: Stoffe, Gemische oder Zubereitungen, die im Anhang 2 
Teil 1 aufgeführt sind oder die im Anhang 2 Teil 2 festgelegten Kriterien 
erfüllen und als Rohstoff, Endprodukt, Nebenprodukt, Rückstand oder 
Zwischenprodukt vorhanden sind, einschließlich derjenigen, bei denen 
vernünftigerweise davon auszugehen ist, dass sie bei einem Unfall anfallen; 

5. Schwerer  Unfall:  ein  Ereignis  -  z.  B.  eine  Emission,  ein  Brand  oder  eine  
Explosion größeren Ausmaßes -, das sich aus unkontrollierten Vorgängen in 
einem unter den V. Abschnitt dieses Landesgesetzes fallenden Betrieb ergibt, 
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das unmittelbar oder später innerhalb oder außerhalb des Betriebs zu einer 
ernsten Gefahr für die menschliche Gesundheit und/oder die Umwelt führt, 
und bei dem ein oder mehrere gefährliche Stoffe beteiligt sind; 

6. Gefahr: das Wesen eines gefährlichen Stoffes oder einer konkreten Situation, 
das darin besteht, der menschlichen Gesundheit und/oder der Umwelt 
Schaden zufügen zu können; 

7. Risiko: die Wahrscheinlichkeit, dass innerhalb einer bestimmten Zeitspanne 
oder unter bestimmten Umständen eine bestimmte Wirkung eintritt; 

8. Lagerung: das Vorhandensein einer Menge gefährlicher Stoffe zum Zweck 
der Einlagerung, der Hinterlegung zur sicheren Aufbewahrung oder der 
Lagerhaltung. 

 
II. ABSCHNITT 

Einrichtungen zur Förderung des Umweltschutzes 
§ 2 

Rechte der Gemeinden und Gemeindemitglieder 
  (1) Die Gemeinden und die Gemeindemitglieder (§ 15 Oö. Gemeindeordnung 
1990) haben das Recht, nach Maßgabe des Abs. 2 bei allen Verwal-
tungsverfahren über Maßnahmen oder Anlagen mitzuwirken, von denen 
Auswirkungen auf die Umwelt in ihrem Gemeindegebiet zu erwarten sind. 
 
  (2) Den Gemeinden und den Gemeindemitgliedern stehen folgende Rechte zu: 
1. Recht auf Information über die Einleitung und die Beendigung der im Abs. 1 

genannten Verfahren durch die Oö. Umweltanwaltschaft im Rahmen ihres 
Aufgabenbereiches gemäß § 4; 

2. Recht auf Erhebung von Einwendungen im Interesse des Umweltschutzes, 
soweit die Gemeinden bzw. Gemeindemitglieder nicht Partei im Sinn der 
Verwaltungsverfahrensgesetze sind, bei der Oö. Umweltanwaltschaft. Die 
Oö. Umweltanwaltschaft hat in diesen Fällen die Einwendungen zu bear-
beiten und die Einschreiter von ihren Maßnahmen und deren Erfolg zu 
informieren; 

3. Recht auf fachliche Beratung durch die Oö. Umweltanwaltschaft, soweit dies 
die personelle, organisatorische und finanzielle Ausstattung der Oö. 
Umweltanwaltschaft zulässt. 

 
§ 3 

Koordination bei Verwaltungsverfahren 
  Ist für Maßnahmen oder Anlagen, von denen Auswirkungen auf die Umwelt zu 
erwarten sind, die Entscheidung mehrerer Behörden erforderlich (z.B. 
Wasserrechtsbehörde, Gewerbebehörde, Naturschutzbehörde, Baubehörde), hat 
sich die Oö. Umweltanwaltschaft auf Antrag eines Betroffenen im Sinn des § 2 
Abs. 1 oder des Bewilligungswerbers darum zu bemühen, dass die Behörden in 
folgender Weise einvernehmlich vorgehen: 
1. Bekanntgabe der erforderlichen Bewilligungen und der dafür nötigen 

Unterlagen an den Bewilligungswerber; 
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2. gemeinsame Verhandlung des Vorhabens, soweit dies nach Maßgabe der 
örtlichen und sachlichen Voraussetzungen möglich und vertretbar ist; 

3. gegenseitige Bedachtnahme auf die zu treffenden Entscheidungen (z.B. 
Entscheidungszeitraum, Abstimmung von Bedingungen und Auflagen usw.). 

 
§ 4 

Oö. Umweltanwaltschaft 
  (1) Am Sitz der Landesregierung wird eine „O.ö. Umweltanwaltschaft“ 
eingerichtet. Sie besteht aus dem Leiter der O.ö. Umweltanwaltschaft (O.ö. 
Umweltanwalt), der von der Landesregierung nach Anhörung des 
Umweltbeirates zu bestellen ist, und dem erforderlichen Personal. Die 
Landesregierung hat das Verfahren zur Bestellung des O.ö. Umweltanwalts 
durch Verordnung zu regeln. Sie hat dabei vorzusehen, daß die Funktion des 
O.ö. Umweltanwalts durch Verlautbarung in der Amtlichen Linzer Zeitung 
öffentlich auszuschreiben ist, und festzulegen, welche fachlichen und 
persönlichen Voraussetzungen Bewerber für diese Funktion erfüllen müssen. 
Der O.ö. Umweltanwalt ist jeweils für die Dauer der Funktionsperiode der 
Landesregierung zu bestellen; er hat auch nach dem Ablauf seiner Amtsdauer 
die Geschäfte bis zur Bestellung eines Nachfolgers weiterzuführen. 
   
(2) (Verfassungsbestimmung) Die Oö. Umweltanwaltschaft ist ein Organ des 
Landes Oberösterreich ohne eigene Rechtspersönlichkeit. Der Oö. Umwelt-
anwalt ist als Leiter der Oö. Umweltanwaltschaft bei Besorgung der im Abs. 5 
genannten Aufgaben in fachlicher Hinsicht an keine Weisungen gebunden; die 
ihm nachgeordneten Bediensteten sind in diesen Angelegenheiten ausschließlich 
an die Weisungen des Oö. Umweltanwalts gebunden. 
 
  (2a) Die Landesregierung ist berechtigt, sich über alle Gegenstände der 
Geschäftsführung der Oö. Umweltanwaltschaft zu unterrichten. Der Oö. 
Umweltanwalt ist verpflichtet, die verlangten Auskünfte unter Wahrung des 
Grundrechts auf Datenschutz und sonstiger bundesverfassungsrechtlicher 
Verschwiegenheitspflichten zu erteilen. Die Landesregierung kann den Oö. 
Umweltanwalt abberufen, wenn 
1. seine geistige oder körperliche Eignung nicht mehr gegeben ist oder 
2. die Voraussetzungen für seine Bestellung nicht mehr bestehen oder 
3. er seine Amtspflichten grob verletzt oder dauernd vernachlässigt. 
Im Fall der Abberufung hat für den Rest der Funktionsperiode eine 
Neubestellung zu erfolgen. 
 
  (3) Die Landesregierung hat nach Bedarf durch die Errichtung von 
Außenstellen der Oö. Umweltanwaltschaft dafür zu sorgen, dass der Zugang zur 
Oö. Umweltanwaltschaft für die Gemeinden und für die Gemeindemitglieder 
ausreichend gewährleistet ist. 
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(4) Die Oö. Umweltanwaltschaft hat ihre Aufgaben nach den Erfordernissen der 
Hintanhaltung schädlicher Einwirkungen auf die Umwelt, jedoch bei 
vertretbarer Bedachtnahme auf andere Interessen wahrzunehmen und ihre 
Anträge zu begründen. 
 
  (5) Die Aufgaben der Oö. Umweltanwaltschaft sind: 
1. die Vertretung der Interessen des Umweltschutzes in Verwaltungsverfahren 

nach Maßgabe des § 5 Abs. 1; 
2. die Wahrnehmung von Missständen im Interesse des Umweltschutzes nach 

Maßgabe des § 5 Abs. 2; 
3. die Unterstützung der Gemeinden und Gemeindemitglieder bei Ausübung der 

ihnen nach diesem Gesetz zustehenden Rechte nach den Grundsätzen des 
Abs. 4; 

4. die Beratung von Gemeindemitgliedern bei privaten Maßnahmen, die für den 
Umweltschutz bedeutsam sind; 

5. soweit erforderlich, die Durchführung von Informationsveranstaltungen über 
konkrete Projekte im Zusammenhang mit Verwaltungsverfahren im Sinn des 
§ 3 auf Ersuchen der Behörde, der Gemeinden, von Vereinigungen von 
Gemeindemitgliedern ("Bürgerinitiativen") oder aus eigenem Antrieb; 

6. die Begutachtung von Gesetzen, Verordnungen und sonstigen Rechtsnormen, 
die einer Begutachtung zugeführt werden, aus der Sicht des Umweltschutzes; 

7. Anregungen zur besseren Gestaltung der Umwelt zu geben. 
 
  (6) Die Oö. Umweltanwaltschaft hat alle drei Jahre jeweils bis zum 1. Juli nach 
Anhörung des Umweltbeirates (§ 8) einen Bericht zu erstellen, der von der 
Landesregierung dem Landtag vorzulegen ist. 
 

§ 5 
Rechte der Oö. Umweltanwaltschaft in Verwaltungsverfahren; 

Missstandskontrolle; Amtshilfe 
  (1) Die O.ö. Umweltanwaltschaft hat in den von den jeweiligen Landes-
gesetzen bezeichneten Verfahren zur Wahrung des Umweltschutzes, insbeson-
dere zur Vermeidung von schädlichen Einwirkungen auf die Umwelt, Partei-
stellung im Sinn des § 8 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG) 
sowie das Recht, gegen den das Verfahren abschließenden Bescheid Beschwer-
de gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG an das Landesverwaltungsgericht und 
Revision gemäß Art. 133 Abs. 8 B-VG an den Verwaltungsgerichtshof zu erhe-
ben. Die O.ö. Umweltanwaltschaft kann auf ihre Parteienrechte auch verzichten. 
 
  (2) Bei begründetem Verdacht auf Nichteinhaltung landesgesetzlicher 
Bestimmungen, die dem Interesse des Umweltschutzes dienen, hat die 
zuständige Behörde, nachdem ihr die Mißstände von der O.ö. 
Umweltanwaltschaft angezeigt worden sind, dieser Auskunft zu geben, ob und 
welche Veranlassungen in der aufgezeigten Angelegenheit getroffen worden 
sind. Die Behörde ist gegenüber der O.ö. Umweltanwaltschaft verpflichtet, die 
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von ihr gesetzten Schritte bzw. deren Unterbleiben zu begründen. Diese 
Berechtigung der O.ö. Umweltanwaltschaft besteht insbesondere auch 
gegenüber der im Rahmen der Gemeindeaufsicht zuständigen Aufsichtsbehörde. 
 
  (3) Die Behörden und Dienststellen haben der O.ö. Umweltanwaltschaft die zur 
Ausübung ihrer gesetzlichen Aufgaben notwendige Unterstützung zu gewähren. 
Die O.ö. Umweltanwaltschaft ist auch gegenüber den nach § 2 Abs. 2 berech-
tigten Gemeinden und Gemeindemitgliedern zur Verschwiegenheit über solche 
ihr ausschließlich aus ihrer amtlichen Tätigkeit bekanntgewordenen Tatsachen 
verpflichtet, deren Geheimhaltung im Interesse der Parteien geboten ist. 
 

§ 6 
Grundbetretungsrecht 

  (1) Der Oö. Umweltanwalt und die von ihm bezeichneten Bediensteten der Oö. 
Umweltanwaltschaft sind befugt, zur Wahrnehmung von Aufgaben im Rahmen 
der Missstandskontrolle (§ 4 Abs. 5 Z. 2) zum Zweck der notwendigen 
Erhebungen Grundstücke zu betreten. Dieses Recht besteht nur, wenn ein 
begründeter Verdacht auf Nichteinhaltung landesgesetzlicher Bestimmungen, 
die dem Interesse des Umweltschutzes dienen, vorliegt. Das Zutrittsrecht besteht 
nicht für Gebäude und bauliche Anlagen und ist so auszuüben, dass in die 
Rechte der Eigentümer und übrigen am Grundstück Berechtigten nur im 
unbedingt nötigen Ausmaß eingegriffen wird. Die Verfügungsberechtigten über 
die Grundstücke sind verpflichtet, den ungehinderten Zutritt zu gewähren und 
auf Verlangen die erforderliche Auskunft zu erteilen. 
 
  (2) Von Erhebungen gemäß Abs. 1 sind die Verfügungsberechtigten im 
vorhinein zu verständigen, es sei denn, dass die Verständigung unmöglich oder 
nach Lage der Dinge nicht angebracht ist. Bergbauberechtigte sind in jedem Fall 
zu verständigen. 
 
  (3) Bei Erhebungen gemäß Abs. 1 haben der Oö. Umweltanwalt und die 
jeweiligen Bediensteten der Oö. Umweltanwaltschaft einen vom Amt der 
Landesregierung ausgestellten Lichtbildausweis mit sich zu führen, der über das 
eingeräumte Grundbetretungsrecht Auskunft gibt, und diesen den über das 
Grundstück Verfügungsberechtigten vorzuweisen. 
 

§ 7 
Förderung von Umweltschutzmaßnahmen 

  (1) Das Land Oberösterreich fördert Umweltschutzmaßnahmen sowie 
Konzepte, Studien und Aktionen, durch welche Belastungen der Umwelt 
vermieden oder verringert werden. 
 
  (2) Die Landesregierung hat Richtlinien, insbesondere über die Arten der 
Förderung, das Ansuchen und die dem Förderungsempfänger aufzuerlegenden 
Verpflichtungen, zu erlassen. 
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§ 8 
Umweltbeirat 

  (1) Zur Beratung der Landesregierung in Angelegenheiten des Umweltschutzes 
(§ 1 Abs. 1) wird beim Amt der Oö. Landesregierung ein Umweltbeirat 
eingerichtet. Der Umweltbeirat besteht aus so vielen Mitgliedern, wie jeweils 
Mitglieder für die ständigen Ausschüsse des Landtages (§ 5 Abs. 1 Landtags-
geschäftsordnung) festgesetzt sind. 
 
  (2) Die Sitzungen des Umweltbeirates beruft der Vorsitzende des für Umwelt-
angelegenheiten zuständigen Ausschusses des Landtages ein; der Vorsitzende 
des für Umweltangelegenheiten zuständigen Ausschusses des Landtages ist auch 
Vorsitzender des Umweltbeirates. Der Umweltbeirat hat mindestens zweimal 
jährlich zusammenzutreten. 
 
  (3) Die weiteren Mitglieder der einzelnen Sitzungen werden von den 
Landtagsklubs in jenem Verhältnis nach Fraktionen entsandt, das jeweils für die 
ständigen Ausschüsse des Landtages (§ 5 Abs. 1 Landtagsgeschäftsordnung) 
festgesetzt ist, wobei der Vorsitzende auf die Mitglieder seiner Fraktion 
anzurechnen ist. Die jeweiligen Mitglieder des Umweltbeirates müssen selbst 
nicht dem Landtag angehören. 
 
  (4) Das für die Vollziehung dieses Landesgesetzes zuständige Mitglied der 
Landesregierung und der Oö. Umweltanwalt nehmen an den Sitzungen des 
Umweltbeirates mit beratender Stimme teil. Der Umweltbeirat kann seinen 
Sitzungen weitere fachkundige Personen und Auskunftspersonen mit beratender 
Stimme beiziehen. 
 
  (5) Der Bericht der Oö. Umweltanwaltschaft (§ 4 Abs. 6) und der Landes-
Umweltbericht (§ 11) sind nach der Vorlage an den Landtag dem Umweltbeirat 
zur Kenntnis zu bringen. 
 
  (6) Die Mitgliedschaft zum Umweltbeirat ist ein unbesoldetes Ehrenamt. Die 
Mitglieder haben jedoch Anspruch auf Ersatz der notwendigen Reisekosten. 
 
  (7) Das Nähere über die Vertretung des Vorsitzenden, die Voraussetzungen für 
eine ordnungsgemäße Beschlussfassung, insbesondere betreffend Anwesenheits- 
und Zustimmungserfordernisse, sowie die Geschäftsordnung des Umweltbei-
rates sind durch Verordnung der Landesregierung zu regeln. 
 

§ 9 
Aufgaben des Umweltbeirates 

  (1) Der Umweltbeirat hat die Landesregierung in Angelegenheiten des 
Umweltschutzes zu beraten. 
   
  (2) Der Umweltbeirat kann von sich aus Vorschläge und Anregungen  an die 
Landesregierung erstatten. Ersuchen der Landesregierung um  Stellungnahme 
oder um sonstige Meinungsäußerung sind jedoch  bevorzugt zu beraten.  
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  (3) Auf Beschluss des Umweltbeirates sind die Ergebnisse der Beratungen, 
insbesondere auch Vorschläge und Stellungnahmen im Sinn des Abs. 2, der 
Landesregierung mit der Maßgabe zur Kenntnis zu bringen, dass die 
Landesregierung diese Beratungsergebnisse nachweislich in Behandlung zu 
nehmen und dem Umweltbeirat darüber zu berichten hat. 
 

§ 10 
entfallen 

 
§ 11 

Landes-Umweltbericht 
  (1) Die Landesregierung hat dem Landtag grundsätzlich einmal in der 
Legislaturperiode, jedoch spätestens im vierten Jahr der betreffenden Legislatur-
periode, einen Landes-Umweltbericht vorzulegen. Endet die Legislaturperiode 
vor diesem Zeitpunkt, ist der Landes-Umweltbericht abweichend vom ersten 
Satz spätestens im zweiten Jahr dem neu gewählten Landtag vorzulegen. 
 
  (2) Der Landes-Umweltbericht hat einen Überblick über den Zustand und die 
Entwicklung der Umwelt in Oberösterreich zu geben und dabei auf die 
wesentlichen Zielsetzungen und Maßnahmen des Landes zum Schutz der 
Umwelt (Landesumweltprogramm) Bezug zu nehmen. 
 

§ 12 
Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde 

  Die Gemeinde bzw. ihre Organe haben ihre in diesem Abschnitt geregelten 
Aufgaben im eigenen Wirkungsbereich zu besorgen. 
 

III. ABSCHNITT 
Zugang zu Informationen über die Umwelt 

§ 13 
Umweltinformationen 

  Umweltinformationen sind sämtliche Informationen in schriftlicher, visueller, 
akustischer, elektronischer oder sonstiger materieller Form über 
1. den Zustand von Umweltbestandteilen wie Luft und Atmosphäre, Wasser, 

Boden, Land, Landschaft und natürliche Lebensräume einschließlich 
Berggebiete, Feuchtgebiete, Küsten und Meeresgebiete, die Artenvielfalt und 
ihre Bestandteile, einschließlich genetisch veränderter Organismen, sowie die 
Wechselwirkungen zwischen diesen Bestandteilen; 

2. Faktoren wie Stoffe, Energie, Lärm und Strahlung oder Abfall einschließlich 
radioaktiven Abfalls, Emissionen, Ableitungen oder sonstiges Freisetzen von 
Stoffen oder Organismen in die Umwelt, die sich auf die in Z. 1 genannten 
Umweltbestandteile auswirken oder wahrscheinlich auswirken; 

3. Maßnahmen (einschließlich Verwaltungsmaßnahmen), wie z.B. Politiken, 
Gesetze, Pläne und Programme, Verwaltungsakte, Umweltvereinbarungen 
und Tätigkeiten, die sich auf die in den Z. 1 und 2 genannten Umweltbe-
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standteile und –faktoren auswirken oder wahrscheinlich auswirken, sowie 
Maßnahmen oder Tätigkeiten zu deren Schutz; 

4. Berichte über die Umsetzung des Umweltrechts; 
5. Kosten/Nutzen-Analysen und sonstige wirtschaftliche Analysen und Annah-

men, die im Rahmen der in Z. 3 genannten Maßnahmen und Tätigkeiten 
verwendet werden; 

6. den Zustand der menschlichen Gesundheit und Sicherheit einschließlich – 
soweit diesbezüglich von Bedeutung – Kontamination der Lebensmittelkette, 
Bedingungen für menschliches Leben sowie Kulturstätten und Bauwerke in 
dem Maße, in dem sie vom Zustand der in Z. 1 genannten Umweltbestand-
teile oder – durch diese Bestandteile – von den in den Z. 2 und 3 angeführten 
Faktoren, Maßnahmen oder Tätigkeiten betroffen sind oder sein können. 

 
§ 14 

Informationspflichtige Stellen 
  (1) Informationspflichtige Stellen im Sinn dieses Landesgesetzes sind – soweit 
sich die Umweltinformation auf Angelegenheiten bezieht, die in Gesetzgebung 
Landessache sind – 
1. Verwaltungsbehörden und unter deren sachlicher Aufsicht stehende sonstige 

Organe der Verwaltung, die durch Gesetz oder durch einen innerstaatlich 
unmittelbar wirksamen internationalen Rechtsakt übertragene Aufgaben der 
öffentlichen Verwaltung wahrnehmen, sowie diesen zur Verfügung stehende 
gesetzlich eingerichtete Beratungsorgane; 

1a.das Landesverwaltungsgericht und dessen Organe; 
2. Organe des Landes und der Gemeinden, soweit sie Aufgaben der Privatwirt-

schaftsverwaltung besorgen; 
3. juristische Personen öffentlichen Rechts, sofern sie gesetzlich übertragene 

Aufgaben der öffentlichen Verwaltung einschließlich bestimmter Pflichten, 
Tätigkeiten oder Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Umwelt 
ausüben; 

4. die Oö. Umweltanwaltschaft; 
5. natürliche oder juristische Personen privaten Rechts, die unter der Kontrolle 

einer in Z. 1, 2 oder 3 genannten Stellen im Zusammenhang mit der Umwelt 
öffentliche Aufgaben ausüben oder öffentliche Dienstleistungen erbringen. 

   
(2) Kontrolle im Sinn des Abs. 1 Z. 5 liegt vor, wenn 
1. die natürliche oder juristische Person bei Ausübung ihrer öffentlichen 

Aufgaben oder bei Erbringung öffentlicher Dienstleistungen der Aufsicht der 
in Abs. 1 Z. 1, 2 oder 3 genannten Stellen unterliegt oder 

2. eine oder mehrere der in Abs. 1 Z. 1, 2 oder 3 genannten Stellen auf Grund 
von Eigentum, finanzieller Beteiligung oder der für die juristische Person 

3. einschlägigen Vorschriften unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden 
Einfluss ausüben kann. 
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  (3) Die Ausübung eines beherrschenden Einflusses wird vermutet, wenn eine 
der in Abs. 1 Z. 1 bis 3 genannten Stellen unmittelbar oder mittelbar  
1. die Mehrheit des gezeichneten Kapitals besitzt oder 
2. über die Mehrheit der mit den Anteilen verbundenen Stimmrechte verfügt 

oder 
3. mehr als die Hälfte der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder 

Aufsichtsorgans bestellen kann. 
 

§ 15 
Freier Zugang zu Umweltinformationen 

  (1) Das Recht auf freien Zugang zu Umweltinformationen, die bei den 
informationspflichtigen Stellen vorhanden sind oder für sie bereitgehalten 
werden, wird jeder natürlichen oder juristischen Person ohne Nachweis eines 
Rechtsanspruchs oder eines rechtlichen Interesses nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen gewährleistet. Umweltinformationen sind vorhanden, wenn sie 
sich im Besitz der informationspflichtigen Stelle befinden und von ihr erstellt 
wurden oder bei ihr eingegangen sind. Umweltinformationen werden 
bereitgehalten, wenn eine natürliche oder juristische Person, die selbst nicht 
informationspflichtige Stelle ist, Umweltinformationen für eine informations-
pflichtige Stelle aufbewahrt und diese Stelle darauf einen Übermittlungs-
anspruch hat. 
 
(2) Dem freien Zugang unterliegen jedenfalls Informationen über 
1. den Zustand von Umweltbestandteilen wie Wasser, Luft und Atmosphäre, 

Boden, die Artenvielfalt und ihre Bestandteile einschließlich genetisch 
veränderter Organismen und natürliche Lebensräume, sowie die Wechselwir-
kungen zwischen diesen Bestandteilen; 

2. die Lärmbelastung oder Belastung durch Strahlen einschließlich der durch 
radioaktiven Abfall verursachten; 

3. Emissionen gemäß § 13 Z. 2 in die Umwelt in zeitlich aggregierter oder 
statistisch dargestellter Form; 

4. eine Überschreitung von Emissionsgrenzwerten; 
5. den Verbrauch der natürlichen Ressourcen Wasser, Luft oder Boden in 

aggregierter oder statistisch dargestellter Form. 
 

§ 16 
Mitteilungspflicht 

  (1) Das Begehren auf Mitteilung von Umweltinformationen kann schriftlich – 
oder soweit es der Natur der Sache nach tunlich erscheint – mündlich gestellt 
werden. Dies kann in jeder technischen Form geschehen, die die informa-
tionspflichtige Stelle zu empfangen in der Lage ist. Geht aus einem 
angebrachten Begehren der Inhalt oder der Umfang der gewünschten Mitteilung 
nicht ausreichend klar hervor, ist der oder dem Informationssuchenden innerhalb 
einer zwei Wochen nicht übersteigenden Frist eine schriftliche Präzisierung des 
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Ansuchens aufzutragen. Die oder der Informationssuchende ist dabei zu 
unterstützen. 
 
  (2) Wird das Begehren an eine informationspflichtige Stelle gerichtet, die nicht 
über die Umweltinformationen verfügt, hat sie es – falls ihr bekannt ist, dass 
eine andere informationspflichtige Stelle über die Informationen verfügt – 
möglichst rasch an diese weiterzuleiten oder die Informationssuchende oder den 
Informationssuchenden auf andere ihr bekannte informationspflichtige Stellen 
hinzuweisen, die über diese Informationen verfügen könnten, sofern dies 
sachlich geboten ist oder im Interesse der oder des Informationssuchenden liegt. 
Die oder der Informationssuchende ist von der Weiterleitung ihres oder seines 
Begehrens jedenfalls zu verständigen. 
 
  (3) Die informationspflichtigen Stellen haben Umweltinformationen unter 
Bedachtnahme auf die Ablehnungsgründe und Mitteilungsschranken (§ 17) 
sowie in möglichst aktueller, exakter, vergleichbarer und allgemein 
verständlicher Form mitzuteilen. Auf Anfrage teilen die informationspflichtigen 
Stellen der oder dem Informationssuchenden mit, wo – sofern verfügbar – 
Informationen über die zur Erhebung der Informationen bezüglich Anfragen 
gemäß § 13 Z. 2 angewandten Messverfahren, einschließlich der Verfahren zur 
Analyse, Probenahme und Vorbehandlung der Proben, gefunden werden können 
oder weisen auf ein angewandtes standardisiertes Verfahren hin. 
 
  (4) Die begehrte Mitteilung ist in jener Form zu erteilen, die im Einzelfall von 
der oder dem Informationssuchenden verlangt wird oder in einer anderen Form, 
wenn dies zweckmäßig ist, wobei der elektronischen Datenübermittlung, nach 
Maßgabe vorhandener Mittel, der Vorzug zu geben ist. Insbesondere kann die 
oder der Informationssuchende auf andere, öffentlich verfügbare Informationen 
(§ 20), die in einer anderen Form oder einem anderen Format vorliegen, 
verwiesen werden, sofern diese der oder dem Informationssuchenden leicht 
zugänglich sind und dadurch der freie Zugang zu den bei den 
informationspflichtigen Stellen vorhandenen oder für diese bereitgehaltenen 
Umweltinformationen gewährleistet ist. Die Gründe für die Wahl eines anderen 
Formats oder einer anderen Form sind anzugeben und der oder dem 
Informationssuchenden so bald wie möglich, spätestens jedoch innerhalb eines 
Monats nach Eingang des Antrags bei der informationspflichtigen Stelle 
mitzuteilen. 
   
(5) Der Zugang zu öffentlichen Verzeichnissen oder Listen und die Einsicht-
nahme in die beantragten Umweltinformationen an Ort und Stelle sind 
unentgeltlich. Kaufpreise oder Schutzgebühren für Publikationen bleiben davon 
unberührt. Für die Bereitstellung von Umweltinformationen kann die 
Landesregierung mit Verordnung Kostenersätze festlegen. Kaufpreise, Schutz-
gebühren und Kostenersätze für die Bereitstellung von Umweltinformationen 
dürfen jedoch eine angemessene Höhe nicht überschreiten. 
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  (6) Dem Begehren ist ohne unnötigen Aufschub unter Berücksichtigung 
etwaiger von der oder dem Informationssuchenden angegebener Termine, 
spätestens aber innerhalb eines Monats zu entsprechen. Kann diese Frist auf 
Grund des Umfangs oder der Komplexität der begehrten Informationen nicht 
eingehalten werden, besteht die Möglichkeit, diese Frist auf bis zu zwei Monate 
zu erstrecken. In diesem Fall ist die oder der Informationssuchende von der 
Verlängerung der Frist unter Angabe von Gründen so bald wie möglich, 
spätestens jedoch vor Ablauf der einmonatigen Frist zu verständigen.  
 
  (7) Wird dem Begehren nicht entsprochen, ist dies in der Verständigung zu 
begründen und die oder der Informationssuchende über das Rechtsschutzver-
fahren (§ 19) zu unterrichten. 
 

§ 17 
Mitteilungsschranken und Ablehnungsgründe 

  (1) Die Mitteilung von Umweltinformationen darf unterbleiben, wenn 
1. sich das Informationsbegehren auf die Übermittlung interner Mitteilungen 

bezieht; 
2. das Informationsbegehren offenbar missbräuchlich gestellt wurde; 
3. das Informationsbegehren zu allgemein geblieben ist; 
4. das Informationsbegehren Material, das gerade vervollständigt wird, noch 

nicht abgeschlossene Schriftstücke oder noch nicht aufbereitete Daten 
betrifft. 

 
  (2) Andere als die im § 15 Abs. 2 genannten Umweltinformationen sind 
unbeschadet der Mitteilungsschranken des Abs. 1 mitzuteilen, sofern ihre 
Bekanntgabe keine negativen Auswirkungen hat auf: 
1. die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit oder die umfassende 

Landesverteidigung; 
2. den Schutz von Umweltbereichen, auf die sich die Informationen beziehen; 
3. die Vertraulichkeit personenbezogener Daten, sofern ein schutzwürdiges 

Interesse an der Geheimhaltung im Sinn des Datenschutzgesetzes 2000 
(DSG 2000), BGBl. I Nr. 165/1999, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 13/2005, besteht; 

4. Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse, sofern diese durch innerstaatliches 
oder gemeinschaftliches Recht geschützt sind, um berechtigte wirtschaftliche 
Interessen, einschließlich des öffentlichen Interesses an der Wahrung der 
Geheimhaltung von statistischen Daten und des Steuergeheimnisses, nach 
Maßgabe des § 18 zu schützen; 

5. Rechte an geistigem Eigentum; 
6. die Vertraulichkeit der Beratungen von informationspflichtigen Stellen, 

sofern eine derartige Vertraulichkeit gesetzlich vorgesehen ist; 
7. laufende Gerichtsverfahren, die Möglichkeit einer Person, ein faires 

Verfahren zu erhalten, oder die Möglichkeiten einer Behörde, Untersuchun-
gen strafrechtlicher oder disziplinarrechtlicher Art durchzuführen. 
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  (3) Das Interesse einer Partei an der Geheimhaltung von Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnissen ist nur schutzwürdig, wenn durch die Veröffentlichung 
von Umweltinformationen ein Geschäfts- und Betriebsgeheimnis unmittelbar 
oder mittelbar durch die Möglichkeit von Rückschlüssen offengelegt werden 
kann und dadurch ein nicht nur geringfügiger wirtschaftlicher Nachteil des 
Inhabers des Geschäftsund Betriebsgeheimnisses eintreten kann. Besteht dieser 
wirtschaftliche Nachteil bloß auf Grund einer Minderung des Ansehens der 
Partei in der Öffentlichkeit infolge des Bekanntwerdens umweltbelastender 
Tätigkeiten, besteht kein schutzwürdiges Interesse an der Geheimhaltung. 
 
  (4) Die im Abs. 1 und 2 genannten Mitteilungsschranken und Ablehnungs-
gründe sind eng auszulegen, wobei im Einzelfall das öffentliche Interesse an der 
Bekanntgabe der Umweltinformationen zu berücksichtigen ist. In jedem 
Einzelfall ist das öffentliche Interesse an der Bekanntgabe gegen das Interesse 
an der Verweigerung der Bekanntgabe abzuwägen. Öffentliches Interesse an der 
Bekanntgabe kann insbesondere im Schutz folgender Rechtsgüter liegen: 
1. Schutz der Gesundheit; 
2. Schutz vor nachhaltigen oder schwerwiegenden Umweltbelastungen; 
3. Schutz der Rechte und Freiheiten anderer. 
 

§ 18 
Schutzwürdige Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse 

  (1) Besteht Grund zur Annahme, dass durch die Mitteilung der begehrten 
Information ein schutzwürdiges Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis im Sinn des 
§ 17 Abs. 2 Z. 4 berührt sein könnte, haben die informationspflichtigen Stellen 
den Inhaber des Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses vom Informationsbegeh-
ren zu verständigen und aufzufordern, innerhalb von zwei Wochen ab Erhalt der 
Verständigung bekannt zu geben, ob Tatsachen, die der begehrten Mitteilung 
unterliegen können, geheimgehalten werden sollen. In diesem Fall hat der 
Inhaber des möglichen Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses das Interesse an 
der Geheimhaltung zu begründen. 
 
  (2) Hat sich der Betroffene gegen eine Mitteilung ausgesprochen und werden 
die begehrten Informationen nach Prüfung der Begründung des Geheimhal-
tungsinteresses und Vornahme der Interessensabwägung gemäß § 17 Abs. 2, 3 
und 4 mitgeteilt, ist der Betroffene vom Umfang der Mitteilung an den 
Informationssuchenden schriftlich zu verständigen. 
   
(3) Hat sich der Betroffene nicht innerhalb der Frist gemäß Abs. 1 gegen die 
Mitteilung der begehrten Informationen ausgesprochen, ist seine Zustimmung 
anzunehmen, sofern er auf diese Zustimmungsfiktion nachweislich hingewiesen 
wurde. Eine Weitergabe von Daten darf nicht erfolgen, wenn es offensichtlich 
ist, dass dabei ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis preisgegeben würde und 
dadurch ein nicht nur geringfügiger wirtschaftlicher Nachteil des Inhabers des 
Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses eintreten kann. 
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§ 19 

Rechtsschutz 
  (1) Werden die verlangten Umweltinformationen nicht oder nicht im begehrten 
Umfang mitgeteilt, ist auf Antrag des Informationssuchenden hierüber ein 
Bescheid zu erlassen. Über gleichgerichtete Anträge kann unter einem 
entschieden werden. 
 
  (1a) Wer behauptet, durch die Mitteilung von Umweltinformationen in seinen 
Rechten verletzt worden zu sein, kann die Erlassung eines Feststellungs-
bescheids über das Vorliegen der Mitteilungs- und Ablehnungsgründe im Sinn 
des § 17 Abs. 2 bis 4 begehren. 
 
  (2) Für die Erlassung eines Bescheides nach Abs. 1 und 1a ist das AVG 
anzuwenden, sofern nicht für die Sache, in der die Information verweigert wird, 
ein anderes Verfahrensgesetz anzuwenden ist. 
 
  (3) Zur Bescheiderlassung nach Abs. 1 und 1a zuständig ist 
1. wenn die zur Mitteilung zuständige Stelle ein Gemeindeorgan oder eine 

natürliche oder juristische Person des privaten Rechts ist, die der Kontrolle 
der Gemeinde unterliegt, der Bürgermeister, 

2. wenn die zur Mitteilung zuständige Stelle ein Organ eines Gemeindeverbands 
oder eine natürliche oder juristische Person des privaten Rechts ist, die der 
Kontrolle des Gemeindeverbands unterliegt, der Verbandsobmann, 

3. wenn die zur Mitteilung zuständige Stelle ein Organ eines sonstigen 
Selbstverwaltungskörpers oder eine natürliche oder juristische Person des 
privaten Rechts ist, die der Kontrolle des Selbstverwaltungskörpers unterliegt, 
das jeweils zur Vertretung nach außen berufene Organ, 

4. wenn die zur Mitteilung zuständige Stelle die Bezirksverwaltungsbehörde ist, 
die Bezirksverwaltungsbehörde, 

4a.wenn die zur Mitteilung zuständige Stelle das Landesverwaltungsgericht ist, 
die Präsidentin bzw. der Präsident, 

5. in allen anderen Fällen die Landesregierung. 
 
  (3a) Eine informationspflichtige Stelle im Sinn des § 14 Abs. 1, die zur 
Erlassung von Bescheiden nicht befugt ist, hat Anträge im Sinn des Abs. 1 und 
Abs. 1a ohne unnötigen Aufschub an die nach Abs. 3 zuständige Stelle weiterzu-
leiten oder die Informationssuchende oder den Informationssuchenden an diese 
zu verweisen.  
 
  (4) Gegen Bescheide, die gemäß Abs. 3 Z 1 und 2 im eigenen Wirkungsbereich 
der Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes erlassen wurden, kann 
unmittelbar Beschwerde gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erhoben werden. 
 

§ 20 
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Veröffentlichung von Umweltinformationen 
 
  (1) Die informationspflichtigen Stellen haben die für ihre Aufgaben 
maßgeblichen und bei ihnen vorhandenen oder für sie bereitgehaltenen 
Umweltinformationen zur aktiven und systematischen Verbreitung in der 
Öffentlichkeit aufzubereiten. Die Bestimmungen über Mitteilungsschranken und 
Ablehnungsgründe (§ 17) sowie über die Qualität von Umweltinformationen 
(§ 16 Abs. 3) sind sinngemäß anzuwenden. 
 
  (2) Insbesondere sind folgende Informationen zugänglich zu machen und zu 
verbreiten: 
1. der Wortlaut völkerrechtlicher Verträge, Übereinkünfte und Vereinbarungen 

sowie gemeinschaftliche oder sonstige Rechtsvorschriften über die Umwelt 
oder mit Bezug zur Umwelt; 

2. Politiken, Pläne und Programme mit Bezug zur Umwelt; 
3. Berichte über die Fortschritte bei der Umsetzung der in Z. 1 und 2 genannten 

Punkte, sofern solche Berichte von den informationspflichtigen Stellen in 
elektronischer Form ausgearbeitet worden sind oder bereitgehalten werden; 

4. Daten oder Zusammenfassungen von Daten aus der Überwachung von Tätig-
keiten, die sich auf die Umwelt auswirken oder wahrscheinlich auswirken; 

5. Genehmigungen, die erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt haben, und 
Umweltvereinbarungen oder einen Hinweis darauf, wo diese Informationen 
erhalten oder gefunden werden können. 

 
  (3) Die Verbreitung von Umweltinformationen soll nach Möglichkeit über 
elektronische Medien erfolgen. Die unter Verwendung elektronischer Techno-
logien zugänglich gemachten Informationen müssen nicht solche Informationen 
umfassen, die vor In-Kraft-Treten der Oö. Umweltschutzgesetz-Novelle 2006 
erhoben wurden, es sei denn, sie liegen bereits in elektronischer Form vor. 
   
  (4) Die Anforderungen für die aktive und systematische Verbreitung von 
Umweltinformationen sowie für die praktischen Vorkehrungen zur Erleichte-
rung des Informationszugangs (Abs. 6) können durch die Einrichtung von Ver-
knüpfungen zu Internetseiten sowie von Umweltinformationsportalen im Inter-
net erfüllt werden, auf denen die zu verbreitenden Informationen zu finden sind. 
 
  (5) Im Fall einer unmittelbaren Bedrohung der menschlichen Gesundheit oder 
der Umwelt, unabhängig davon, ob diese Folge menschlicher Tätigkeit ist oder 
eine natürliche Ursache hat, haben informationspflichtige Stellen, soweit nicht 
Mitteilungsschranken oder Ablehnungsgründe gemäß § 17 entgegenstehen, 
sämtliche ihnen vorliegende oder für sie bereitgehaltene Informationen 
unmittelbar und unverzüglich zu verbreiten, die es der eventuell betroffenen 
Öffentlichkeit ermöglichen könnten, Maßnahmen zur Abwendung oder 
Begrenzung von Schäden infolge dieser Bedrohung zu ergreifen. 
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  (6) Die informationspflichtigen Stellen haben zur Erfüllung ihrer Mitteilungs-
pflicht (§ 16) praktische Vorkehrungen zur Erleichterung des Informations-
zugangs zu treffen, indem sie insbesondere 
1. Organisations- und Geschäftseinteilungspläne – soweit vorhanden – 

veröffentlichen, 
2. Auskunftspersonen oder Informationsstellen benennen, 
3. Listen und Verzeichnisse betreffend in ihrem Besitz befindliche 

Umweltinformationen führen. 
 

§ 21  
entfallen 

 
§ 22 

Übermittlungspflicht 
  Auf Verlangen haben die informationspflichtigen Stellen Umweltinformatio-
nen, über die sie in Wahrnehmung landesgesetzlich übertragener Aufgaben 
verfügen, den Organen des Bundes, der Länder oder der Gemeinden zur Wahr-
nehmung von gesetzlich übertragenen Aufgaben im Bereich des Umwelt-
schutzes kostenlos zu übermitteln. 
 

§ 23 
Aufgaben der Gemeinde und anderer Einrichtungen der Selbstverwaltung 

  (1) Die Zugänglichmachung von Umweltinformationen nach diesem Abschnitt 
ist soweit im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinden und anderer 
Einrichtungen der Selbstverwaltung zu besorgen, als diese im Bereich des 
Umweltschutzes landesgesetzlich übertragene Aufgaben im Rahmen des 
eigenen Wirkungsbereiches wahrnehmen. 
 
  (2) Die Zugänglichmachung von Umweltinformationen nach diesem Abschnitt 
ist soweit im übertragenen Wirkungsbereich eines Selbstverwaltungskörpers zu 
besorgen, als dieser im Bereich des Umweltschutzes landesgesetzlich 
übertragene Aufgaben im Rahmen des übertragenen Wirkungsbereichs 
wahrnimmt. Der Selbstverwaltungskörper ist dabei an die Weisungen der 
Landesregierung gebunden. 
 

§ 24 
Abgabenfreiheit 

  Mitteilungen von Umweltinformationen nach diesem Abschnitt unterliegen 
nicht der Verpflichtung zur Entrichtung von Landesverwaltungsabgaben und 
Gemeindeverwaltungsabgaben. 
 

IV. bis VII. ABSCHNITT sowie ANHANG 1 bis ANHANG 3 
nicht abgedruckt 

 
 
 


